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Beratungsfolge 

 
Rat der Gemeinde Eitorf 26.03.2012 

 

Tagesordnungspunkt: 

 
Resolution zur Höhe der Kreisumlage des Rhein-Sieg-Kreises 
 

Beschlussvorschlag: 

 
Der Rat der Gemeinde Eitorf fordert den Rhein-Sieg-Kreis auf, sämtliche Entlastungen des aktuellen 
Kreishaushaltes an die Kommunen durch eine Senkung der Kreisumlage weiterzugeben. 
 

Begründung: 

 
Im Zuge der Haushaltsreden 2012 beantragte die FDP-Fraktion den Erlass einer Resolution an den 
Rhein-Sieg-Kreis betreffend den Verzicht auf Anhebung der Kreisumlage für 2013 und die BfE-
Fraktion die Rückerstattung zu viel gezahlter Landschaftsumlage. Beide Anträge haben einen ge-
meinsamen Sachverhalt, den Kreishaushalt, insofern werden beide Anträge in dieser Vorlage gemein-
sam behandelt. 
 
Der Rhein-Sieg-Kreis hat für die Haushaltsjahre 2011 und 2012 am 27. Juni 2011 einen Doppelhaus-
halt beschlossen. In der Haushaltssatzung sind folgende Umlagesätze festgelegt worden: 
 

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 

Kreisumlage in % 35,59 36,69 36,90 38,58 37,67 37,62 

Umlage für Jugendamt in % 23,17 27,02 27,22 26,79 26,78 26,31 

 
Aufgrund der Umlagegrundlagen gemäß dem Gemeindefinanzierungsgesetz 2011 (Basis der Berech-
nungen des Kreises), bedeutet ein Prozent-Punkt Kreisumlage einen Aufwand von 195.031 Euro für 
die Gemeinde Eitorf. Die Haushaltssituation des Rhein-Sieg-Kreises wurde im Vorbericht zum Ge-
meindehaushalt 2012 ab Seite 13 ausführlich beschrieben. Die Planung für 2012 sieht eine einmalige 
Inanspruchnahme der „Allgemeinen Rücklage“ in Höhe von rund 18,4 Mio. Euro vor, während die 
restlichen Planungsjahre strukturell ausgeglichen sind. Damit stellt sich die Haushaltssituation des 
Kreises vergleichsweise komfortabel dar. 
 
Die Haushaltssituationen der Kommunen des Rhein-Sieg-Kreises wurden in den letzten Wochen ab-
gefragt. Es ergibt sich aktuell folgender Überblick: 
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In 2012 sind fünf Haushaltssicherungskonzepte voraussichtlich nicht genehmigungsfähig. Gegenüber 
2011 sind dies drei weniger, da die rechtlichen Rahmenbedingungen gelockert wurden. Festzuhalten 
bleibt, dass sich die Haushaltssituation (bezogen auf 2012) bei 14 Kommunen schlechter darstellt, als 
beim Rhein-Sieg-Kreis. Bei zwei Kommunen stellt sich die Situation besser dar, bei drei Kommunen 
entspricht sie der Situation des Kreises. 
 
Gegenüber der Planung des Kreishaushaltes haben sich inzwischen einige Änderungen ergeben: 

1. Aufgrund des Entwurfs des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2012 kann der Rhein-Sieg-Kreis 

mit Mehrerträgen in Höhe von 14 Mio. Euro rechnen. 

2. Der Landschaftsverband Rheinland wird dem Kreis in 2011 zu viel erhobene Landschaftsum-

lage in Höhe von 2,9 Mio. Euro erstatten (Beschluss vom November 2011). 

3. Im Bereich der „Grundsicherung im Alter“ hat der Rhein-Sieg-Kreis in der Höhe noch nicht be-

nannte Einsparungen bzw. Entlastungen zu verzeichnen. 

 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage der Gleichbehandlung von Umlagehaushalten und kom-
munalen Haushalten. Die Räte der Städte bzw. Gemeinden Niederkassel, Siegburg, Much und Loh-
mar, sowie der Kreisverband der Kämmerer der Kommunen des Rhein-Sieg-Kreises haben sich mit 
Resolutionen bzw. Forderungen bereits an den Landrat gewendet und eine adäquate Absenkung der 
Umlage und Solidarität mit den Kommunen eingefordert.  
 
Eine Reaktion hierauf hat es bislang nicht gegeben. 
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